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Bekanntmachung über die
Durchführung des Volksbegehrens
Artenschutz – „Rettet die Bienen“ über das „Gesetz zur Änderung des
Naturschutzgesetzesunddes Landwirtschafts- undLandeskulturgesetzes“
In Baden-Württemberg wird das Volksbegehren Artenschutz - „Rettet die
Bienen“ über das „Gesetz zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes“ durchgeführt. Wer das Volks-
begehren unterstützen möchte, kann dies im Rahmen der freien oder amtli-
chen Sammlung tun.
1. Bei der freien Sammlung, die am Dienstag, den 24. September 2019 be-
ginnt, besteht die Möglichkeit, sich innerhalb eines Zeitraums von sechs Mo-
naten, also bis Montag, den 23. März 2020, in von den Vertrauensleuten des
Volksbegehrens oder deren Beauftragten ausgegebene Eintragungsblätter
zur Unterstützung des Volksbegehrens einzutragen.
2. Bei der amtlichen Sammlung werden bei den Gemeindeverwaltungen
während der allgemeinen Öffnungszeiten Eintragungslisten zur Unterstüt-
zung des Volksbegehrens aufgelegt. Die amtliche Sammlung dauert drei Mo-
nate und startet am Freitag, den 18. Oktober 2019 und endet am Freitag, den
17. Januar 2020.
Die Eintragungsliste für die Gemeinde Denzlingen wird in der Zeit vom 18.
Oktober 2019 bis 17. Januar 2020 im Rathaus Denzlingen, Bürgerbüro B,
Hauptstraße 110, 79211 Denzlingen, zu folgenden Öffnungszeiten Montag bis
Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Donnerstag zusätzlich 15.00 Uhr bis
18.00 Uhr für Eintragungswillige zur Eintragung bereitgehalten. Der Zugang
ist barrierefrei/rollstuhlgeeignet möglich.
3.Zur Eintragung in die Eintragungsliste oder das Eintragungsblatt ist nur berech-
tigt, wer im Zeitpunkt der Unterzeichnung im Land Baden-Württemberg zum
Landtag wahlberechtigt ist. Dies sind alle Personen, die am Tag der Eintragung
- mindestens 18 Jahre alt sind,
- die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen,
- seit mindestens drei Monaten in Baden-Württemberg ihre Wohnung, bei
mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung haben oder sich sonst gewöhn-
lich aufhalten, und
- nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. Vom Wahlrecht ausgeschlossen
sind Personen, die ihr Wahlrecht infolge Richterspruchs verloren haben.
4. Eintragungsberechtigte können bei der amtlichen Sammlung ihr Eintra-
gungsrecht nur in der Gemeinde ausüben, in der sie ihre Wohnung, bei meh-
reren Wohnungen ihre Hauptwohnung haben. Eintragungsberechtigte ohne
Wohnung können sich in der Gemeinde eintragen, in der sie sich gewöhnlich
aufhalten.
5. Jeder Eintragungsberechtigte darf sein Eintragungsrecht nur einmal aus-
üben, folglich nur eine Unterstützungsunterschrift leisten.

6. Bei der freien Sammlung hat die oder der Eintragungsberechtigte auf dem
Eintragungsblatt den Familiennamen, dieVornamen, das Geburtsdatum, die
Anschrift (Hauptwohnung) sowie den Tag der Unterzeichnung anzugeben
und dies persönlich und handschriftlich zu unterschreiben. Durch Ankreu-
zen muss bestätigt werden, dass vor der Unterzeichnung des Eintragungs-
blattes die Möglichkeit bestand, den Entwurf der Gesetzesvorlage und deren
Begründung einzusehen. Eintragungen, die die unterzeichnende Person
nicht eindeutig erkennen lassen, weil sie z. B. unleserlich oder unvollständig
sind, oder die erkennbar nicht eigenhändig unterschrieben sind oder das
Datum der Unterzeichnung fehlt, sind ungültig.
Das Eintragungsblatt ist für die Bescheinigung des Eintragungsrechts entwe-
der von den Vertrauensleuten des Volksbegehrens, deren Beauftragten oder
der unterzeichnenden Person selbst spätestens bis Montag, den 23. März
2020, bei der Gemeinde einzureichen, in der die Wohnung, bei mehreren die
Hauptwohnung oder der gewöhnliche Aufenthalt besteht.
7. Eine Eintragung in die bei der Gemeinde ausgelegte Eintragungsliste kann
erst erfolgen, wenn die Gemeinde aufgrund der dort vorhandenen melde-
rechtlichenAngaben feststellt, dass die Person eintragungsberechtigt ist. Ein-
tragungswillige, die der oder dem Gemeindebediensteten nicht bekannt
sind, haben sich auf Verlangen auszuweisen. Eintragungswillige sollen da-
her zur Eintragung ihren Personalausweis mitbringen.
8. Die Unterschrift auf dem Eintragungsblatt oder der Eintragungsliste kann
nur persönlich und handschriftlich geleistet werden. Wer nicht unterschrei-
ben kann, aber das Volksbegehren unterstützen will, muss dies bei der Ge-
meinde zur Niederschrift erklären. Dies ersetzt die Unterschrift.
9. Gegenstand des Volksbegehrens ist der folgende Gesetzentwurf mit Be-
gründung. Dieser wird von den Vertrauensleuten der Antragsteller oder de-
ren Beauftragten bei der Ausgabe der Eintragungsblätter zur Einsichtnahme
bereitgehalten und bei der Gemeinde im Eintragungsraum zur Einsicht aus-
gelegt:
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes
A. Zielsetzung
Durch das Änderungsgesetz werden im Naturschutzgesetz (NatSchG) sowie
im Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz (LLG) notwendige Ergänzungen
und Anpassungen vorgenommen, mit welchen die Sicherung der Vielfalt an
Tier- und Pflanzenarten in Baden-Württemberg gewährleistet werden soll.
Dazu wird das Ziel, die Vielfalt der Arten innerhalb der Landesgrenzen des
Landes Baden-Württemberg zu schützen, in Gesetzesform eingeführt. Um
diesesZiel zu erreichen,wird der Einsatzvon Pestiziden (Pflanzenschutzmit-
tel und Biozide) auf bestimmten Schutzflächen neu geregelt. Zusätzlich wer-
den Änderungen im Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vorgenom-
men, um sicherzustellen, dass auf land- und forstwirtschaftlich genutzten
Flächen das verbindliche Ziel des Artenschutzes nicht durch den Einsatz von
Pestiziden konterkariert und vermehrt die Artenvielfalt unterstützende öko-
logische Landwirtschaft betrieben wird. Die Reduktion des Pestizideinsatzes
wird als gesetzlich formuliertes Ziel manifestiert. Des Weiteren wird die
Pflicht des Landes zu einer besseren und transparenten Dokumentation der
erreichten Fortschritte festgeschrieben.
B. Wesentlicher Inhalt
Der Gesetzentwurf hat zum Ziel die Artenvielfalt zu stärken, welches durch
folgende Inhalte erreicht werden soll:
* Stärkung des Ziels, dem Rückgang der Artenvielfalt in Flora und Fauna und
dem Verlust von Lebensräumen entgegenzuwirken sowie die Entwicklung
der Arten und deren Lebensräume zu befördern als Regelungsgegenstand
(Artikel 1 Nummer 1)
* Bessere Verankerung des Ziels, die Artenvielfalt zu schützen, in den ein-
schlägigen Bildungs- und Ausbildungsangeboten öffentlicher Träger (Artikel
1 Nummer 2)
* Wirksamer Schutz des Biotopverbundes durch flächendeckende planeri-
sche Sicherung (Artikel 1 Nummer 3)
* Schutz für extensiv genutzte Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden und
Obstbaumäcker mit hochwachsenden Obstbäumen (Streuobstbestände)
(Artikel 1 Nummer 4)
* Verbot von Pestiziden auf naturschutzrechtlich besonders geschützten Flä-
chen, bei klar definierten Ausnahmen (Artikel 1 Nummer 5)
* Einforderung geeigneter Maßnahmen, um den Anteil der ökologischen
Landwirtschaft auf der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Baden-Würt-
temberg bis 2035 schrittweise auf 50 Prozent anzuheben sowie Umstellung
landeseigener Landwirtschaftsbetriebe auf ökologische Landwirtschaft (Ar-
tikel 2)
* Verpflichtung zur Erarbeitung einer Strategie bis 1. Januar 2022 zur Reduk-
tion des Pestizideinsatzes um 50 Prozent bis zum Jahr 2025 (Artikel 2)
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Grünschnittsammelplatz und Recyclinghof am neuen Standort im Gewann „Mattstein“
Die Zufahrt zum neuen Entsorgungszentrum befindet sich an der Kreisstraße nach Vörstetten, direkt gegenüber der 
Zufahrt zur B 3 Richtung Freiburg. Hier können sowohl Wertstoffe als auch Grünschnitt bürgerfreundlich an einem 
Platz und zur selben Öffnungszeit abgegeben werden. 
Öffnungszeiten für beide Einrichtungen: Freitags von 13.00-17.00 Uhr, samstags von 9.00-14.00 Uhr.  
Der Grünschnittplatz ist von April bis Mitte Oktober zusätzlich jeden Mittwoch von 16.00-19.00 Uhr geöffnet. 

Kultur & Bürgerhaus · Stuttgarter Straße 30 · 79211 Denzlingen
Tel. 0 76 66 / 88 10-11 · Fax 0 76 66 / 88 10-12 · www.kultur-und-buergerhaus.de
Das Veranstaltungsbüro hat von Montag bis Freitag von 11–17 oder nach tel. Vereinbarung geöffnet.

Öffnungszeiten der Mediathek 
Denzlingen, Hauptstraße 134
Telefon 0 76 66 / 90 08 90

Sport & Familienbad Denzlingen
Berliner Straße 53 
Tel. 07666/937935-10
www.mach-blau-denzlingen.de

Einrichtungen der Gemeinde Denzlingen www.denzlingen.de

Montag geschlossen 
Dienstag   9–12 Uhr/15–19 Uhr 
Mittwoch  9–17 Uhr 
Donnerstag 15–19 Uhr 
Freitag  9–12 Uhr 
Samstag 10–13 Uhr

Minigolfanlage mit Kiosk 
Berliner Str. 57, 79211 Denzlingen. Die Schließzeiten 
richten sich nach Wetter und Bedarf. Auskunft: 
48° Süd gGmbH, Kanaustr. 17, 79336 Herbolzheim, 
Tel. 0163/7919903 oder 07643/3339230
Öffnungszeiten: Montag Ruhetag, Dienstag bis 
Samstag ab 15 Uhr, sonn- und feiertags ab 13 Uhr

Öffnungszeiten Hallen- und Freibad 
in der Sommersaison (Mai – September):
Montag – Sonntag 9.00–21.00 Uhr 
Donnerstags bereits ab 6.15 Uhr

Öffnungszeiten Sauna:
Montag Damensauna 13.00–22.00 Uhr. 
Dienstag 13.00–22.00 Uhr. Mittwoch geschlossen. 
Donnerstag bis Samstag 13.00–22.00 Uhr 
Sonntag 10.00–22.00 Uhr 
Eingangsschluss ist jeweils 30 Minuten vor Betriebsende

A I V Denzlinger für Denzlinger – im Rathaus Denzlingen, Hauptstr. 110 · 79211 Denzlingen
Anlauf-, Informations-, Vermittlungsstelle für bürgerschaftliches Engagement
Tel. 0 76 66 / 93 78 301 ODER 0 76 66 / 611-128
E-Mail: info@denzlinger-fuer-denzlinger.de · Internet: www.denzlinger-fuer-denzlinger.de
Öffnungszeiten: Mo.–Do. 9–12 Uhr, Mo. 16–18.30 Uhr, Leitung: Sabine Haupenthal

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Öffentliche Sitzung  
des Technischen Ausschusses

Am Dienstag, 17.09.2019, 17.45 Uhr, findet im Ratssaal des 
Alten Rathauses, Hauptstr. 118, Denzlingen  

eine öffentliche Sitzung des Technischen Ausschusses statt.

Tagesordnung: 

1 Bauanträge

1.1  Hauptstraße 120 – Umbau und Erweiterung der Sanitäranlagen 
sowie neuer Zugang zur Küche

1.2  Carl-Benz-Straße 6 – Ausbau des Dachgeschosses mit Büro und 
Betriebsleiterwohnung

1.3  Hindenburgstraße 98 – Neubau von zwei Mehrfamilienwohn-
häusern mit Tiefgarage

1.4  Unterrichtung über die Weiterleitung von Bauanträgen,  
für die eine Beschlussfassung im Technischen Ausschuss nicht 
erforderlich ist, bzw. die durch die Verwaltung weitergeleitet 
wurden.

2  Entscheidung über den Bau der „Hochzeitsbrücke“  
aufgrund des Wegfalls der Fördermittel

3 Verschiedenes

 
Markus Hollemann
Bürgermeister

Gemeinde Denzlingen

Öffentliche Sitzung  
des Gemeinderates Denzlingen

Am Dienstag, 17.09.2019, 18.30 Uhr, findet im Ratssaal des 
Alten Rathauses, Hauptstr. 118, Denzlingen eine öffentliche 

Sitzung des Gemeinderates Denzlingen statt.

Tagesordnung: 

 1 Fragen und Anregungen der Zuhörer (Fragestunde)
 2 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
 3  Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Aufstellung eines Klimaschutzkonzeptes für Denzlingen
 4  Antrag der Fraktion BL/FDP  

Prüfung des Feinstaubes an vier Standorten
 5  1. Änderung der Satzung über die Entschädigung  

der ehrenamtlichen Angehörigen der Gemeindefeuerwehr – 
Feuerwehr-Entschädigungssatzung (FwES) 

 6  Digitale Ratsarbeit – Anschaffung von mobilen Endgeräten
 7  Lärmaktionsplan der Gemeinde Denzlingen 
 8  Feststellung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2018  

der Gemeinde Denzlingen 
 9  Feststellung der Lageberichte der Eigenbetriebe  

für das Wirtschaftsjahr 2018
10 Haushaltsentwicklung 2019
11  Antrag der SPD-Fraktion 

Festlegung einer Mindestquote von 30 % gemeindeeigenen, 
sozialen Wohnungsbau und 20 % genossenschaftlichen 
Wohnungsbau im Baugebiet „Käppelematten/ 
Unterm Heidach“

12  Verschiedenes

Markus Hollemann
Bürgermeister

Gemeinde Denzlingen

Öffentliche Verbandsversammlung
Am Mittwoch, 18.09.2019, 17.30 Uhr, findet im 

Sitzungszimmer Rathaus Reute, Hinter den Eichen 2,  
79276 Reute eine öffentliche Verbandsversammlung statt.

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

1 Fragen und Anregungen der Zuhörer (Fragestunde)

2 Beschaffung eines Transporters für den Verbandsbauhof

3 Umsetzung DigitalPakt Schule 2019–2024

4 Neufassung Verwaltungsgebührensatzung

5  Einführung Rechnungseingangsworkflow  
beim GVV Denzlingen-Vörstetten-Reute

6  Feststellung der Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2018 
des Gemeindeverwaltungsverbandes Denzlingen,  
Vörstetten, Reute

7 Verschiedenes

Markus Hollemann 
Verbandsvorsitzender

Gemeindeverwaltungsverband Denzlingen, Vörstetten, Reute
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C. Alternativen
Zu den vorgelegten Änderungen bestehen keine Alternativen.
D. Wesentliche Ergebnisse der Regelungsfolgenabschätzung und Nachhal-
tigkeitsprüfung
Bei den vorgelegten Änderungen handelt es sich um notwendige Ergänzun-
gen und Anpassungen bestehender Gesetze, um das Artensterben in Baden-
Württemberg aufzuhalten und die Artenvielfalt zu stärken. Die Neufassun-
gen von § 7, § 22, § 33a und § 34 NatSchG sowie von § 2 LLG dienen der Erfül-
lung der im neu gefassten § 1a NatSchG gestärkten Zielsetzung der Sicherung
von Artenvielfalt. Die Reduktion von Pestizideinsätzen und der Ausbau öko-
logischer Landwirtschaft stehen erwiesenermaßen in direktem Zusammen-
hang mit der Verbesserung der Artenvielfalt. Da deren Sicherstellung und
Förderung wiederum Abstimmungsgegenstand des beantragten Volksbe-
gehrens ist, ergibt sich der Bedarf der genannten Gesetzesänderungen dar-
aus. Die Anpassungen in Aus- und Weiterbildung scheinen als notwendige
Voraussetzung, um alle Beteiligten besser auf die genannten Änderungen
vorzubereiten. InsofernsinddiesewesentlichenVeränderungenals imSinne
der Zielerreichung angemessen zu bewerten.
Die Änderungen führen nicht zu zwangsläufigen finanziellen Mehrbelastun-
gen für öffentliche oder private Haushalte. Die Regelungsfolgen des Ände-
rungsgesetzes werden damit insgesamt als positiv abgeschätzt. Die Ände-
rungen sind als nachhaltig einzuordnen.
Der Landtag wolle beschließen, dem nachstehenden Gesetzentwurf seine
Zustimmung zu erteilen:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes und Land-
wirtschafts- und Landeskulturgesetzes
Artikel 1 Änderungen des Naturschutzgesetzes
Das Naturschutzgesetz vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 585), zuletzt geändert durch
Art. 1 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 597, ber. S. 643, ber. 2018, S. 4) wird
wie folgt geändert:
1. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt:
„§ 1a Artenvielfalt
Über § 1 Abs. 2 BNatSchG hinaus verpflichtet sich das Land im besonderen
Maße dem Rückgang der Artenvielfalt in Flora und Fauna und dem Verlust
von Lebensräumen entgegenzuwirken sowie die Entwicklung der Arten und
deren Lebensräume zu befördern.”
2. § 7 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3)DieTrägerder land-, forst- und fischereiwirtschaftlichenAusbildungund
Beratung sollen die Inhalte und Voraussetzungen einer natur- und land-
schaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, insbesondere mit
dem Ziel, die biologische Artenvielfalt in der landwirtschaftlichen Produk-
tion durch ökologische Anbauverfahren zu erhalten und zu fördern, im Rah-
men ihrer Tätigkeit vermitteln.“
3. § 22 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
Die Worte „soweit erforderlich und geeignet” werden gestrichen.
4. Nach § 33 wird folgender § 33a eingefügt:
„§ 33a Erhalt von Streuobstbeständen
(1) Extensiv genutzte Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden oder Obstbaum-
äcker aus hochstämmigen Obstbäumen mit einer Fläche ab 2.500 Quadrat-
metern mit Ausnahme von Bäumen, die weniger als 50 Meter vom nächst-
gelegenen Wohngebäude oder Hofgebäude entfernt sind (Streuobstbestän-
de) sind gesetzlich geschützt. Die Beseitigung von Streuobstbeständen sowie
alle Maßnahmen, die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen
Beeinträchtigung führen können, sind verboten. Pflegemaßnahmen, die be-
stimmungsgemäße Nutzung sowie darüberhinausgehende Maßnahmen,
die aus zwingenden Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich sind, wer-
den hierdurch nicht berührt.
2) Die untere Naturschutzbehörde kann Befreiungen von den Verboten nach
Absatz 1 unter den Voraussetzungen des § 67 Absatz 1 und 3 des Bundesna-
turschutzgesetzes erteilen. Bei Befreiungen aus Gründen der Verkehrssicher-
heit liegen Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses in der Regel
erst dann vor, wenn die Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherheit
zwingend erforderlich sind und die Verkehrssicherheit nicht auf andere Wei-
se erhöht werden kann. Der Verkehrssicherungspflichtige hat die aus Grün-
den der Verkehrssicherung notwendigen Maßnahmen in Abstimmung mit
der Naturschutzbehörde vorzunehmen. Die Befreiung wird mit Nebenbe-
stimmungen erteilt, die sicherstellen, dass derVerursacher Eingriffe in Streu-
obstbestände unverzüglich durch Pflanzungen eines gleichwertigen Streu-
obstbestandes in räumlicher Nähe zum Ort des Eingriffs auszugleichen hat.
(3) Im Falle eines widerrechtlichen Eingriffs ist dem Verursacher durch die
Naturschutzbehörde die Wiederherstellung eines gleichwertigen Zustands
durch Ersatzpflanzungen aufzuerlegen.“
5. § 34 wird wie folgt neu gefasst:
„§ 34 Verbot von Pestiziden
Die Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) gemäß
Artikel 3 Nummer 10 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der
Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABl. L 309
vom 24. November 2009, S. 71) in der jeweils geltenden Fassung ist in Natur-
schutzgebieten, in Kern- und Pflegezonenvon Biosphärengebieten, in gesetz-
lich geschützten Biotopen, in Natura 2000-Gebieten, bei Naturdenkmälern
und Landschaftsschutzgebieten, soweit sie der Erhaltung, Entwicklung oder
Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts oder der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit
der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten und Lebens-
räumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten dienen, verbo-
ten. Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag die Verwendung be-
stimmter Mittel im Einzelfall zulassen, soweit eine Gefährdung des Schutz-
zwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder geschützten Gegenstände
nicht zu befürchten ist. Die höhere Naturschutzbehörde kann die Verwen-
dung dieser Mittel für das jeweilige Gebiet zulassen, soweit eine Gefährdung
des Schutzzwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder geschützten
Gegenstände nicht zu befürchten ist. Das zuständige Ministerium berichtet
jährlich dem Landtag über die erteilten Ausnahmen. Weitergehende Vor-
schriften bleiben unberührt.”
6. § 71 wird wie folgt geändert:
Es wird ein neuer Absatz 4 angefügt:
„(4) In den Grenzen des § 34 in der Fassung des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl.
S. 597, ber. S. 643, ber. 2018, S. 4) darf ein Einsatz von Pestiziden noch bis
zum 1. Januar 2021 fortgeführt werden.“
7. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.
Artikel 2 Änderung des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG)
Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14. März 1972, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 50 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99,
105), wird wie folgt geändert:
Nach § 2 werden folgende §§ 2a und 2b eingefügt:
„§ 2a Ökologischer Landbau
(1) Zur Förderung der Artenvielfalt im Sinne von § 1a des Gesetzes zum Schutz
der Natur und zur Pflege der Landschaft vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 585) in der
jeweils geltenden Fassung verfolgt das Land das Ziel, dass die landwirt-

schaftlich genutzten Flächen in Baden-Württemberg nach und nach, bis 2025
zu mindestens 25 Prozent und bis 2035 zu mindestens 50 Prozent, gemäß den
Grundsätzen des ökologischen Landbaus gemäß der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 und des Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäi-
schen Gemeinschaft oder der Europäischen Union auf dem Gebiet des öko-
logischen Landbaus (Öko-Landbaugesetz − ÖLG) in der jeweils geltenden Fas-
sung bewirtschaftet werden.
(2) Staatliche Flächen, die sich in Eigenbewirtschaftung befinden (Staats-
domänen), sind ab dem 1. Januar 2022 vollständig gemäß den Vorgaben zum
ökologischen Landbau gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und des
Öko-Landbaugesetzes in den jeweils geltenden Fassungen zu bewirtschaften.
(3) Verpachtete landwirtschaftliche Flächen in Landeseigentum werden an
nach den Grundsätzen des Ökologischen Landbaus gem. Absatz 2 wirtschaf-
tendeBetriebeverpachtet. IndenPachtverträgenwirdzumnächstmöglichen
Zeitpunkt festgelegt, dass die Flächen gemäß den Grundsätzen des ökologi-
schen Landbaus zu bewirtschaften sind. In Härtefällen ist auch eine natur-
schutzorientierte Bewirtschaftung unter Verzicht auf den Einsatz von Pesti-
ziden gemäß Artikel 3 Nummer 10 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über einen Aktions-
rahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden
(ABl. L 309 vom 24. November 2009, S. 71) in der jeweils geltenden Fassung
und mineralischem Stickstoffdünger zulässig.
(4) Einmal jährlich ist dem Landtag durch das zuständige Ministerium ein Sta-
tusbericht zu den ökologisch genutzten Landwirtschaftsflächen zu erstatten.
§ 2b Reduktion des Pestizideinsatzes
(1) Der Einsatz von Pestiziden gemäß Artikel 3 Nummer 10 der Richtlinie
2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober
2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Ver-
wendung von Pestiziden (ABl. L 309 vom 24. November 2009, S. 71) in der
jeweils geltenden Fassung in der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft sowie
im Siedlungs- und Verkehrsbereich soll bis 2025 um mindestens 50 Prozent
der jeweiligen Flächen reduziert werden.
(2) Hierfür wird die Landesregierung bis zum 1. Januar 2022 eine Strategie
erarbeiten. Die Entwicklung und Umsetzung der Strategie wird durch einen
Fachbeirat aus zuständigen Behörden und Verbänden (Umwelt-, Bauern-,
Forst-, Gartenbau- und Kommunalverbände) begleitet.
(3) Das zuständige Ministerium ermittelt jährlich den Einsatz von chemisch-
synthetischen Pestiziden nach Fläche und, wenn möglich, nach Wirkstoff-
menge und Behandlungsintensität und veröffentlicht diese Ergebnisse.
(4) Das zuständige Ministerium berichtet dem Landtag jährlich in schriftli-
cher Form über die Ergebnisse der Pestizidreduktion.“
Artikel 3 Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
Begründung
A. Allgemeiner Teil
Gegenwärtig wird auch in Baden-Württemberg ein dramatischer Artenverlust
verschiedenster Gruppen von Tieren und Pflanzen festgestellt. Gerade der
drastische Rückgang derArtenvielfalt, insbesondere den Insekten, denAmphi-
bien, den Reptilien, den Fischen, den Vögeln und den Wildkräutern, ist durch
einschlägige Untersuchungen eindeutig nachgewiesen (vgl. aktuelle Rote Lis-
ten und Artenverzeichnisse Baden-Württembergs). Als wesentliche Ursachen
wissenschaftlich anerkannt sind der übermäßige Einsatz von Düngemitteln
(Dalton und Brand-Hardy, 2003; Isbell et al., 2013) und Pestiziden (Meehan et
al., 2011; UBA, 2017) sowie die strukturelle Verarmung der Landschaft (Fabian
et al., 2013). Jede verlorene Art und jeder gestörte Lebensraum ist nicht nur ein
Verlust an Stabilität des natürlichen Lebensgefüges, sondern auch eine Beein-
trächtigung der Lebensqualität der Menschen. Der vorliegende Gesetzentwurf
zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Landes-
kulturgesetzes leistet durch die Verbesserung und Ergänzung des baden-würt-
tembergischen Naturschutzgesetzes und des baden-württembergischen Land-
wirtschafts- und Landeskulturgesetzes einen wirksamen Beitrag zu Erhalt und
Stärkung unseres Artenreichtums in Baden-Württemberg. Da in Baden-Würt-
temberg das für Landwirtschaft zuständige Ministerium bereits mit der Ausar-
beitung einer Pestizidreduktionsstrategie beauftragt ist und andererseits die
Schutzgebiete, in denen der Pestizideinsatz verboten ist, im Naturschutzgesetz
aufgeführt sind, ist es erforderlich, beide Gesetze zu ändern, um einen wirksa-
men Schutz der Artenvielfalt zu ermöglichen.
B. Einzelbegründung
Zu Artikel 1: Änderung des Naturschutzgesetzes
Zu 1.: Einfügung des § 1a
Die Vorschrift ergänzt die Zielkonkretisierung in § 1 Abs. 2 bis 6 BNatSchG.
Ziel des Gesetzesentwurfes ist es, dem Artenverlust, insbesondere dem
Rückgang der Insekten, entgegenzuwirken. Hierzu wird mit dem neuen Art.
1a das Ziel statuiert, die Artenvielfalt in Flora und Fauna zu erhalten und zu
verbessern.
Zu 2.: Änderung des § 7
Die Wechselwirkung zwischen der Bewirtschaftungsart auf landwirt-
schaftlichen Flächen und der dort in der mittelbaren und unmittelbaren
UmgebungvorkommendenArtenvielfalt sind hinlänglichwissenschaftlich
belegt (vgl. u.a. Thünen-Institut, 2019). So kommen auf ökologisch bewirt-
schafteten Flächen deutlich mehr Arten vor. Deswegen scheint es geboten,
auch unabhängig von der Festlegung auf eine konkrete Bewirtschaftungs-
weise, Landwirte durch Qualifikation darin zu fördern, möglichst nachhal-
tig und die Artenvielfalt fördernd zu wirtschaften, weil ihr Handeln einen
unmittelbaren Effekt auf die Artenvielfalt hat. Geht das Land diesen Weg
gesetzlich verbindlich, folgt daraus zwangsläufig die entsprechende Qua-
lifizierung der in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft beschäftigten
Menschen.
Zu 3.: Änderung des § 22
Dem Biotopverbund kommt für den Schutz und die Sicherung der heimi-
schen Tier- und Pflanzenarten, für die Erhaltung und Entwicklung funktions-
fähiger ökologischer Wechselbeziehungen und für die Verbesserung des Zu-
sammenhangs des europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 entspre-
chend eine enorme Bedeutung zu. Der Biotopverbund ermöglicht zugleich
Ausweich- und Wanderungsbewegungen von Populationen klimasensibler
Arten, die infolge des erwarteten Klimawandels notwendig sind. Die Ursa-
chen desArtenschwundes, der übermäßige Einsatzvon Pflanzenschutz- und
Düngemitteln sowie die strukturelle Verarmung der Landschaft kommen
überwiegend im Offenland zum Tragen. Der gegenwärtige Rückgang der Bi-
odiversität ist in seiner Dramatik deshalb hauptsächlich in landwirtschaft-
lich geprägten sowie aquatischen Lebensräumen zu beobachten. Die gesetz-
lichen Regelungen zur Schaffung eines Biotopverbundes berücksichtigen
dies bisher nicht ausreichend. Eine wirksame Sicherung des Biotopverbun-
des erfordert eine flächendeckende planerische Sicherung des Biotopver-
bundes.
Zu 4.: § 33a Erhalt von Streuobstbeständen
Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden oder Obstbaumäcker sind von beson-
derer Bedeutung als Lebensraum für besonders geschützte Arten. Sie sind
eine besondere Form der Kulturlandschaft. Baden-Württemberg trägt imVer-
gleich zu anderen Bundesländern eine europaweite Verantwortung für diese

Kulturlandschaftslebensräume. Streuobstwiesen befinden sich zumeist in
Ortsrandlage, ein Schutzbedarf resultiert daher aus der Inanspruchnahme
für Bebauungen. Für einen wirksamen Schutz wurden vergleichsweise
strenge Anforderungen an den Ausgleich und damit gleichzeitig an die Mög-
lichkeitderErteilungeinerAusnahmevomgesetzlichenBiotopschutz formu-
liert. Es soll für Streuobstbestände analog zu § 9 WaldG Baden-Württemberg
ein Erhaltungsgebot gelten. Dies wurde bereits 1983 von der Landesanstalt
für Umwelt (LfU) in der Veröffentlichung „Schutz von Streuobstbeständen“
vorgeschlagen.
Zu 5.: Neufassung des § 34
Die nun aufgeführten Schutzgebiete haben alle eine Naturschutzfunktion
und sind bedeutsam für den Erhalt der Artenvielfalt. Pestizide sind toxisch
und tragen maßgeblich zum Artensterben bei. Auch in Schutzgebieten
nimmt das Artensterben drastische Ausmaße an. So wurde in der Studie:
„More than 75 percent decline over 27 years in total flying insect biomass in
protected areas“ nachgewiesen, dass zwischen den Jahren 1989 und 2015 die
Biomasse von Fluginsekten in Schutzgebieten in Deutschland um mehr als
75 % zurückgegangen ist.
Pestizide wirken sich in vielfacher Hinsicht auf Lebensräume, Pflanzen und
Tiere aus. Direkte Folgen sind tödliche Auswirkungen auf vermeintliche
Schädlinge – aber auch „Kollateralschäden" an anderen Tieren und Pflanzen.
Die Reduktion des Vorkommens einzelner Arten wirkt sich indirekt über die
NahrungsketteaufandereLebewesenausundnimmt ihnendieLebensgrund-
lage. Gleichzeitig schaffen Pestizide Formen der Landwirtschaft, die natürli-
che Lebensräume zerstören: Monokulturen, enge Fruchtfolgen oder nicht hei-
mische Früchte zerstören das eingespielte Gleichgewicht. Es ist nicht einfach,
den Einfluss von Pestiziden auf die biologische Vielfalt aus dem Bündel an
Einflussfaktoren herauszufiltern. Dass dieser Einfluss groß ist, wurde in einer
2010veröffentlichten, europaweiten Studie deutlich:Von dreizehn untersuch-
ten Faktoren der landwirtschaftlichen Intensivierung hatte der Gebrauch von
Insektiziden und Fungiziden die schädlichsten Auswirkungen auf die Biodi-
versität. Die Artenvielfalt in Europa kann also nur erhalten werden, wenn die
Verwendung von solchen Mitteln in großen Teilen der Landwirtschaft auf ein
Minimum beschränkt wird (Geiger u.a. 2010: "Persistent negative effects of
pesticides on biodiversity and biological control potential on European farm-
land"). Zu den gleichen einschlägigen Ergebnissen kommt eine große inter-
nationale Überblicksstudie der Vereinten Nationen zur Rolle der Insekten als
Bestäuber in der Lebensmittelproduktion (IPBES 2016).
Zu 6.: Änderung des § 71
Um den Betroffenen eine Anpassung zu ermöglichen, wird eine Übergangs-
frist eingeführt.
Zu 7.: Aufgrund der Gesetzesänderung ist die Inhaltsübersicht entsprechend
anzupassen.
Zu Artikel 2: Änderung des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes
Einfügung der §§ 2a und 2b
§ 2a
Die ökologische/biologische Produktion bildet ein Gesamtsystem der land-
wirtschaftlichen Betriebsführung und der Lebensmittelproduktion, die u.a.
auf beste umweltschonende Praktiken, ein hohes Maß der Artenvielfalt und
den Schutz der natürlichen Ressourcen abzielt (Erwägungsgrund (1) zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007). Ein auf der Grund-
lage der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 betriebener ökologischer Landbau ist
unter anderem aufgrund der strengen Beschränkung des Einsatzes von Pes-
tiziden schonender für die Artenvielfalt (Sanders, Hess (2019): „Leistungen
des ökologischen Landbaus für Umwelt und Gesellschaft“). Um dem Insek-
tensterben wirksam gegenzusteuern wird das Ziel festgelegt, den Anteil der
ökologischen Landwirtschaft stetig auszubauen, wobei bis zum Jahr 2025
mindestens 25 %, bis 2035 mindestens 50 % der landwirtschaftlichen Flä-
chen gemäß den Grundsätzen des ökologischen Landbaus gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 834/2007 und des Gesetzes zur Durchführung der Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union auf dem
Gebiet des ökologischen Landbaus (Öko-Landbaugesetz – ÖLG) in der jeweils
gültigen Fassung bewirtschaftet werden sollen.
§ 2b
Pestizide wirken sich in vielfacher Hinsicht negativ auf Lebensräume, Pflan-
zen und Tiere aus. Direkte Folgen sind tödlicheAuswirkungen aufvermeint-
liche Schädlinge – aber auch „Kollateralschäden“ an anderen Tieren und
Pflanzen. Die Reduktion des Vorkommens einzelner Arten wirkt sich indi-
rekt über die Nahrungskette auf andere Lebewesen aus und nimmt ihnen
die Lebensgrundlage. Gleichzeitig schaffen Pestizide Formen der Landwirt-
schaft, die natürliche Lebensräume zerstören: Monokulturen, enge Frucht-
folgen oder nicht heimische Früchte zerstören das eingespielte Gleichge-
wicht. Es ist nicht einfach, den Einfluss von Pestiziden auf die biologische
Vielfalt aus dem Bündel an Einflussfaktoren herauszufiltern. Dass dieser
Einfluss groß ist, wurde in einer 2010 veröffentlichten, europaweiten Studie
deutlich: Von dreizehn untersuchten Faktoren der landwirtschaftlichen In-
tensivierung hatte der Gebrauch von Insektiziden und Fungiziden die
schädlichsten Auswirkungen auf die Biodiversität. Die Artenvielfalt in Eu-
ropa kann also nur erhalten werden, wenn die Verwendung von Mitteln in
großen Teilen der Landwirtschaft auf ein Minimum beschränkt wird. Des-
halb muss der Einsatz von Pestiziden reduziert werden (Geiger u.a. 2010:
„Persistent negative effects of pesticides on biodiversity and biological con-
trol potential on European farmland“).Zu den gleichen einschlägigen Ergeb-
nissen kommt eine große internationale Überblicksstudie der Vereinten Na-
tionen zur Rolle der Insekten als Bestäuber in der Lebensmittelproduktion
(IPBES 2016).
Zu Artikel 3: Inkrafttreten
Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten.
Denzlingen, 9.9.2019
Markus Hollemann, Bürgermeister

Erinnerung an die Wasserzähler-
Jahresablesung 2019
Wir bitten alle Kunden, die den Zählerstand noch nicht gemeldet haben,
den Zählerstand bis spätestens 18.9.2019 wie folgt zu melden:
c Internet: Unter der Adresse www.denzlingen.de können Sie sich durch
Eingabe Ihres Buchungszeichens und Ihres einmaligen Zugangscodes (ent-
nehmen Sie Ihrem Ablesebrief) einloggen und die Werte eingeben.
c QR-Code: Sollten Sie ein Smartphone besitzen, können Sie ganz einfach
den QR-Code abscannen und Ihren Zählerstand eintragen.
c FAX/Postweg: Sie können die Ablesewerte auch in den entsprechenden
Kartenabschnitt des Anschreibens eintragen und die Karte per FAX an
0681/587-5011 senden.
c Rathaus:Selbstverständlich können Sie die Karte auch in unserem Rathaus
abgeben oder außerhalb der Öffnungszeiten in den Briefkasten einwerfen.
Eigenbetrieb Wasserversorgung Denzlingen

Fortsetzung auf Seite 6
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Betriebsausflug der Rathausbediensteten
Am Mittwoch, 25. September 2019, führen die Bediensteten der Gemeinde
Denzlingen/des Gemeindeverwaltungsverbandes den diesjährigen Be-
triebsausflug durch. Die Bevölkerung wird darauf hingewiesen, dass an die-
sem Tag das Rathaus, Verwaltungsgebäude Hauptstr. 110, sowie der Bauhof
geschlossen bleiben.
Die AIV im Rathaus sowie die Mediathek in der Rocca sind zu den üblichen
Zeiten geöffnet.
Wir bitten um Beachtung!

Bürgersprechstunde im September 2019
Die Bürgersprechstunde mit Herrn Bürgermeister Markus Hollemann fin-
det statt:
Bürgersprechstunde im Rathaus, Hauptstr. 110:
Dienstag, 24.9.2019 von 11 bis 12 Uhr
Wir bitten um telefonische Voranmeldung unter (611-101 oder -102).
Die Bürgersprechstunden finden im Zimmer 2.23 statt.

Vandalismus in Denzlingen –
Belohnung ausgesetzt
In der Nacht vom 19. auf 20. August 2019 wurde der Waldspielplatz „Einbol-
len“ verwüstet und in einem nicht mehr nutzungsfähigen Zustand verlassen.
Die notwendigen Aufräumarbeiten durch unseren Bauhof zur Wiederher-
stellungdesPlatzesverursachenKosten–Geld,welchesanderswosinnvoller
hätte verwendet werden können…
Die Gemeinde Denzlingen hofft, dass die Täter bemerkt worden sind und
bittet daher dringend um Hinweise, die zur Ergreifung der Täter führt. Die
Gemeindeverwaltung setzt hierfür eine Belohnungvon insgesamt 500 € aus.
Sachdienliche Hinweise – gerne auch vertraulich – nehmen der Polizeiposten
Denzlingen, Tel. 07666 / 93830 oder das Rathaus Denzlingen, Tel. 07666 /
611-116, entgegen.

Abfallabfuhr

Mittwoch, 18. September 2019
Graue Abfallgefäße (35 Liter - 1,1 ccm-Behälter)

Altpapiersammlung am Samstag, 14. September 2019

Die nächste Altpapiersammlung wird durch die KSG 04 Denzlingen am Sams-
tag, 14. September 2019, durchgeführt. Gesammelt werden Zeitungen, Zeit-
schriften, Kataloge (keine Telefonbücher!) usw. gebündelt und nicht in Kar-
tons! Bitte das Sammelgut gebündelt bis 8 Uhr am Straßenrand bereitstellen.
Es besteht auch die Möglichkeit, das Altpapier am Samstag bis 12 Uhr direkt
zum Container am Parkplatz des Sport & Familienbades MACH’ BLAU zu
bringen.

Ausstellung Zoja Elchlepp Neue Arbeiten
Ölbilder, Zeichnungen, Tapisserien

7. September bis 21. September 2019
Die Ausstellung in der Galerie im Alten Rathaus kann mittwochs von 15 bis
18 Uhr, samstags und sonntags von 11 bis 16 Uhr besucht werden.

Neuer Kursbeginn Abendrealschule

Aus organisatorischen Gründen startet nun am 16. September der neue Lehr-
gangderAbendrealschulederVolkshochschuleNördlicherBreisgau.Mitdie-
sem Kurs können Aufstiegsinteressierte die Mittleren Reife erwerben und da-
mit ihre Berufs- und Karrierechancen erheblich verbessern. Der neue Lehr-
gang dauert 2 Jahre. In Ausnahmefällen kann er bei Vorliegen besonderer
Voraussetzungen bereits nach einem Jahr abgeschlossen werden. Die Kosten
belaufen sich auf 25 Euro für die Anmeldung und auf ca. 70 Euro für die
Schulbücher. Weitere Schulgebühren fallen nicht an. Unterrichtet wird mon-
tags bis freitags von 18.10 bis 21.20 Uhr am Goethe-Gymnasium in Emmen-
dingen. Eine Anmeldung ist unter der Kursnummer 61019U möglich. Anmel-
dung und Beratung bei der Geschäftsstelle der VHS Nördlicher Breisgau,
79312 Emmendingen, Am Gaswerk 3, telefonisch: (07641) 9225-0 oder unter
Internet www.vhs-em.de.
VHS Nördlicher Breisgau

Kochen mit Äpfeln

Heimische Äpfel haben wieder Saison! Im Rahmen der Landesinitiative
„Mach`s Mahl“ zeigt das Landwirtschaftliche Bildungszentrum Emmendin-
gen-Hochburg bei einem Workshop am Dienstag, 24. September von 18 bis
21 Uhr, was aus Äpfeln alles zubereitet werden kann. Neben Rezepten für
süße und pikante Zubereitungen gibt es Tipps und Wissenswertes rund um
den Apfel. Kostenbeitrag: 11 Euro, Lebensmittelkosten werden umgelegt. An-
meldung bis zum 20. September per E-Mail an: kochworkshop@landkreis-
emmendingen.de

Neue Bänke am Einbollen-Grillplatz

INFORMATIONEN

MITTEILUNGEN DES LANDRATSAMTES

Denzlingen (hg). Im Laufe der zurückliegenden Jahrzehnte, seit etli-
che fleißige ehrenamtliche Helfer, nicht zuletzt aus den Reihen der
Denzlinger Kolpingsfamilie, die beliebte Hütte am Einbollen-Grill-
platz errichteten, gab es immer wieder mal Anlass zur Klage darüber,
dass die dortigen Tische und Bänke und sogar die Hütte selbst gewalt-
sam demoliert wurden. Mit Freude entdeckten Besucher vergangene
Woche die wieder neu errichteten Tische und Bänke, die hoffentlich
möglichst lange gut erhalten bleiben mögen. So manche schöne
Abendstunde im Freien kann man dort genießen, wie es im zurück-
liegenden Sommer zur Freude vieler Besucher oft der Fall war.

Foto: Helmut Gall

Wir bieten ab September 2020 
folgende Ausbildungsgänge an:

 Verwaltungsfachangestellte/-r 
• 3-jährige Ausbildung
•  Berufsschulblockunterricht in Freiburg und 

Abschlusslehrgang/Prüfung in Freiburg
• Voraussetzung Haupt- oder Realschulabschluss
•  Verkürzung der Lehrzeit unter bestimmten Voraussetzungen 

möglich

Nähere Informationen zur Ausbildung als Verwaltungsfachange-
stellte/-r erhalten Sie auch auf der Homepage des Regierungs-
präsidiums Freiburg www.rp-freiburg.de unter der Rubrik Aus-
bildung und auf unserer Homepage unter www.denzlingen.de 
unter der Rubrik Rathaus, Stellenangebote.

 Bachelorstudiengang „Public-Management“ 
•  3,5-jährige Ausbildung 

6 Monate Einführungspraktikum bei der Gemeindeverwaltung 
3 Semester Grundstudium an der Hochschule Kehl 
14 Monate Praktikum in verschiedenen Behörden (auch im 
Ausland möglich) und 
Erstellung einer Bachelor-Arbeit 
1 Semester Vertiefungsstudium mit Staatsexamen an der Hoch-
schule Kehl

•  Ab dem 7. Monat Übernahme in ein Beamtenverhältnis auf 
Widerruf

• Voraussetzung Fachhochschulreife oder Abitur
•  Zulassung zur Ausbildung durch die Hochschulen – 

gesondertes Bewerbungsverfahren – Bewerbungsschluss 
hierfür ist dort der 01.10.! 

•  (wenn Sie in den Regierungsbezirken Freiburg oder Karlsruhe 
wohnen, Bewerbung bei der Hochschule Kehl; wenn Sie in den 
Regierungsbezirken Tübingen oder Stuttgart wohnen, Bewer-
bung bei der Hochschule Ludwigsburg. Nähere Infos zum Be-
werbungsverfahren unter: www.hs-kehl.de)

Sie sind an einer der beiden Ausbildungsstellen interessiert? Dann 
bewerben Sie sich schriftlich bis zum 31. Oktober 2019 mit aus-
sagekräftigen Bewerbungsunterlagen beim Gemeindeverwaltungs-
verband Denzlingen-Vörstetten-Reute, Hauptstraße 110, 79211 Denz-
lingen oder per E-Mail an bewerbung@denzlingen.de.

Gemeindeverwaltungsverband
Denzlingen – Vörstetten – Reute 

                    

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

    
 

 

  

 

  

 

 

 

 

 

  

 

   

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

   

 

 

   

 

Einladung zum Tag der offenen Tür  
am 15.09.2019

Die Freiwillige Feuerwehr Denzlingen veranstaltet am Sonntag 
den 15.09.2019 ihren traditionellen Tag der offenen Tür  

im Rettungszentrum Denzlingen.

Die Bevölkerung ist hierzu herzlich eingeladen.

Zwischen 11.00 und 11.30 Uhr wird Bürgermeister Markus 
Hollemann das neue Wechselladerfahrzeug mit den Abroll-
behältern Mulde, Logistik und Rüst offiziell der Wehr übergeben.

Den ganzen Tag über besteht die Besichtigungsmöglichkeit  
sämtlicher Einsatzfahrzeuge und der Ausrüstungsgegenstände 
der Feuerwehr.

Für die Kleinen gibt es Spiel und Spaß mit der Jugendfeuerwehr. 
Ab 14.00 Uhr können Kinder ab 5 Jahren in einem Feuerwehr-
fahrzeug eine Rundfahrt durch Denzlingen unternehmen. 
Ab 13.30 bis 14.30 Uhr können Sie von der Drehleiter aus einen 
Blick über Denzlingen werfen.

Ab 15.00 Uhr wird das neue Wechselladerfahrzeug mit den 
Abrollbehältern vorgestellt.

Weitere Themen sind:
Der Brandschutz Zuhause und Rauchmelder.
Übungsmöglichkeit für jedermann mit Feuerlöschern  
am Firetrainer.
Die Feuerwehr bietet eine reichhaltige Bewirtung an,  
für das leibliche Wohl der Besucher ist gesorgt.

Wir freuen uns auf ihr kommen.
Feuerwehr Denzlingen

 

“Was kann ich für meine Umwelt Gutes tun?“ 
 

Ehrenamtliche „Denzlinger für Denzlinger“ laden ein: 
 

Freitag, 13. September, 19:00 Uhr 
zur Vernissage „Plastik Ära“, ins Foyer Neues Rathaus 

 

Sonntag, 15. September, 15:00 Uhr 
Führung durch die Ausstellung im Foyer Neues Rathaus 

mit Fotografin Laura-Madeleine Engler 
 

Samstag, 21. September, 17:00 Uhr 
„Jeder ein bisschen, ist zusammen sehr viel – Tipps für 

mehr Nachhaltigkeit im persönlichen Alltag“, 
ein Vortrag im Roccasaal von Beatrice Birkle 

 

Machen wir uns gemeinsam auf den Weg zu mehr Nachhaltigkeit. 
 

A I V „Denzlinger für Denzlinger“ im Rathaus, Hauptstr. 110 
 Tel.: 07666 / 611 128    E-Mail: info@denzinger-fuer-denzlinger.de 

Fundgegenstände im Juli und August
Fundgegenstände können zu den üblichen Öffnungszeiten 
beim Rathaus, Bürgerbüro, abgegeben werden. 
Folgende Gegenstände sind im Monat Juli und August 2019 abge-
geben worden und können beim Bürgerbüro – Fundbüro –, Telefon 
611-108, -109, -111, abgeholt werden. 

Hinweis: Das Eigentum an den Fundsachen, falls die Verlierer sich 
nicht melden, geht nach Ablauf von sechs Monaten nach Anzeige des 
Fundes auf den Finder bzw. auf die Gemeinde über. 

Fundnr. Kategorie Fundsache Fundort  Funddatum 

1900-124 Damenfahrrad Streetcoach, schwarzgrau, Stadtpark 07.07.2019 
  Sport- u. Freizeitrad, 28" Spielplatz  
1900-128 Damenfahrrad  Enik, silber,  keine Angabe 19.07.2019
1900-132 Damenfahrrad  youngline, silber, keine Angabe 22.07.2019
1900-137 Handy  kein Smartphone, Nokia keine Angabe 26.07.2019
1900-127 Herrenfahrrad  Hercules, blau  Höllgässle  19.07.2019
1900-133 Herrenfahrrad  Scott, schwarz nicht bekannt  22.07.2019
1900-136 Herrenfahrrad  Bulls, schwarz, Gymnasium 24.07.2019 
  Mountainbike Denzlingen,  
   im Park  
1900-138 Kleidung  Kinder-Sweat-Jacke, Apothekergässle 01.08.2019 
  Sweatshirt/Pullover,  
  getragen, 98 
1900-122 Schlüssel  diverse Schlüssel Sportbad 09.07.2019 
  Anzahl: 4 Denzlingen 
1900-126  Schlüssel  Anzahl: 1, Toyota  Einbollen 11.07.2019
1900-131 Schlüssel  Anzahl: 2, Abus, Axa  Fahrradweg 22.07.2019 
   Rchtg. Vörstetten 
1900-139 Schlüssel  einzelner Schlüssel am  01.08.2019 
  Band, Anzahl: 1, Börkey  
1900-125 Schmuck  Anhänger mit Babybild, Festplatz 20.06.2019 
  Halskette silber Heimethues  
1900-123 Tasche  Leder, Picard, braun, Wirtschaftsweg 07.07.2019 
  Bikini und Lupe, Südhof 
  Handtasche  
1900-135 Tasche  Handtasche  Hecke bei der 22.07.2019 
   Kernzeitbetreuung 
   Rocca  


